
. - 
fiber Zulassung von Bevollmächtigten und Beiständen 

vor den Versicherungsämtern und Oberversicherungsämtern .  
vom 23. Januar 1948 

Der; Landtag hat folgendes Gesetz lvschlossen, das hiermit 
verkündet wird: " 	' 

§ 1 
(1) Zur Vertretung vor den Versicherungsarntern und Ober- - 

Vorsieherúngsämtern sind berechtigt: 
a) Angestellte nnd Bevollmächtigte der Gewerkschaft,e 

. anerkannter Wohlfahrtsorganisationen und der vo 
zustäridigen Minister zügelasSenen Verbände, 

b) Rechtsanwälte 'god Personen, denen das_ Verhandeln 
.vor Gericht gestattet ist (§ 157 ZPO), 

C) Per.sonen, die zur geschäftsmäßigen Rechtsvertretung 
vor den -Versicherungsämtern und Oberversicherungs-

, ärntern,  zugelassen  sind, , 
d)  Ehegatten, Verwandte und Verschwägerte der autstei-

genden Linie .und volljährige Verwandte odór Ver-
schwägerte der absteigenden Linie der Frozeßparteien. 

(2) Die Versicherungsämter und Oberversicherungsämter 
können im übrigen Bevollmächtigte und Beistände zurück-
WeiSen, die das, Verhandeln vor Behörden gewerbsmäßig 
betreiben. 

§. 
(1) Über die Zulassung der in § 1 Abs. 1 (c) genannten 

Personen entscheidet das Oberversicherungsamt, auf Be-
schwerde die  oberste Landesbehörde. 

(2) Die  Zulassung darf nut versagt werden, wenn' ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

§ 
Das Gesetz ,zur Befreiung von Nationalsozialismus und 

Militarismus vorn 5. Marz 1946 (Gesetz und Verordnungs-
.blatt  für Groß-liegsen 1946, S. 57) I. Abschn., Artik. 1, Ziff. 1 
fIndet sinngemäß Anwendung. 

§ 4 -
1. Das Gesetz über Ehrenämter in der sozialen  Versicherung 

• und der  Reichsversorgung vorn' 18. -Mai 1933 (RGBL I, S. 277), 
2. die Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes ' 

über Ehrenämter in der sozialen Versicherung vorn 18. Mai 
1933, vom 19. Mai 1933- (RGB1. I, S. 283), 	' 

3. die Zweite Verordnung zur Durchführung  des ,Gesetzes 
Über Ehrenämter in der sozialen Versicheraing, vorn 18. Mai 
1933,,vom 23.  Juni 1933 (RGB1.- I-S. 397), 	- 

4. die Dritte Verordnung zur Durchführung  des Gesetzes 
fiber Ehrtnämter in der sozialen  Versicherung  vein 18. -Mai 
1933, vom 3. Juli 1933 (RGB1. I, S. 450), 

5. die Vierte Verordnung zur .burchführung des Gesetzes 
über Ehrenämter in -der sozialen Versicherung vorn 18. Mai 
1933,  vorn 9. September 1935 (RGB1,  I.  S. '1143) • 
treten außer 	aft. §:5 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft. Die 
verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind  gewahrt. 

Wiesbaden, den 23. Januar 1948 

Hessis¯hes Staatsministerium 
Der Ministerpräsident: 	 Der Minister -für Arbeit 

und Wohlfahrt: Stock 

.• 	.Ge$,etz 
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über die Hemmung  von  VerjährungsfriStèn 
und ähnlichen -  Fristen • 
vom 5. Februar 1948 

Auf Grund. der Artikel II und .III der Proklamation Nr. 4., 
der amerikaniSchen  Militärregierung vom 1. März 1947 in Ver-
bindung mit der Proklamation Nr.  2 der arnerikanischen Mili-
tärregierung  vorn 19. September 1945 wird (las folgende van 
Länderrat nach Anhörting des Parlamentarischen Rates be-
schlpssene Gesetz erlassen und verkündet: - 

OE. 

' 	

§ 1 
Die  Hemmung

. 
 dar Verjährungsfristen wird bis zum Schluß 

des Jahres 1948. ausgedehnt, § 2 	 - • - 
. , Die  Bestimmung  des § 1 gilt siringeraß: 

l. für Fristen, die für die Beschreitung des Rechtsweges oder 
die sonstige GeltendmaChung von Rechten im gericht- 

- , lichen Verfahren gesetzlich oder re.chtsgeSchäftlich oder 
durch Tarifordnung bestimmt sind, mit ,  AtiMahme der 
Fristen, die in den § 152, 153 der Reichskonkursordnung 
vorgesehen siad; 

2: für alle sonstigen Fristen; auf die § 203 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ganz oder teilweise • entsprechend- anzu-
wenden ist. § 3 • 

Die Vorschriften der §§ 30, 31 der Verordnung über die Ver-
tragshilfe des Richters ans Anlaf3 des Krieges'vom 30. Novem-
ber 1939 (RGB1. -I S. 2329) 'hi der Fassung der  Verordnung 
vorn 3. November 1941 (RGB1. I S. 684) sind bis, zum Ablauf 
der in -§ 1 bestimmten Frist nicht anzuwenden._ 

§4 
Dás Gesetz, tritt mit dem 1. Januar 1948 in Kraft. 

. Wiesbaden, din 5. Februar 1948. 
• • 	ner Hessische Ministerpräsident 

Stock. 

Dritte Verordnung 
zum Gesetz über die Xnderung ,von Familiennamen und Vor- 
namen (Löschung und Xnderung iren jüdischen Zwangsnamen) 

Vom 5. Februar  „1948 
Auf Grund der Artikel II und Ilí  der .Proklantation Nr. 4 

der amerikanischen  Militärregierung vom 1. März 1947 in Ver-
bindung mit der Proklamation Nr. 2 der amerikanischen  Mili-
tärregierung  vom 19. September 1943 wird die folgende vom 
Länderrat nach Anhörung des Parlamentarischen Rates be-
schlossene Verordnung erlassen und verkündet: 

Auf Grund der §§ 12 und 13 des Gesetzes über cne  Änderung 
von Familiennamen und Vornamen. vom 5. Januar 1938 
(RGB1. I, S. 9) wird folgendes verordnet: • 

• § 1  
Jüdische Vornamen, die einer nach dem-  18-August 1938 

geborenen Person auf Grund - des § 1 der zweiten Durchfüh-
rungsverOrdnung vorn 17. August 1938 (RGB1. I, S. 1044) zum 
Gesetz über die Ändefung von Familiennamen und Vornamen 
beigelegt worden sind, können 'durch den zur Namensgebung 
Berećhtigten oder, wenn der Namensträger das 16. Lebens-
jalir vollendet hat, durch ihn selbst geändert werden. 

Die Namensänderung Wird wirksam, sobald dieAnzeige davon 
beim Standesbeamten des Geburtsortes eingegangen ist. An 
Stelle des Standesbeamten des Geburtsortes kann nach § 41 
PStG ein anderes Standesamt bestimmt werden. Die Anzeige 
ist schriftlich in öffentlich beglaubigter Form oder zur Nieder-
schrift einem Standesbeamten abzugeben. 

Dieser Ausgabe liegt Beilage Nr. 2 bei 
ispe.stmensznnantnuennir 	  
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§2 
RaVvermerke in Personenstandsbüchern über jüdische Vor-

namen, die auf Grund des § 2 Abs. 1 der zweiten Durchfüh-
rungsverordnung vorn 17. August 1938 (RGB1. I. S. 1044) zum Ge-
setz liber die Anderung von Familiennamen und Vornamen ein-
getragen worden sind, sind vorn Standesbeamten von amtswegen 
zu löschen. In beglaubigte Abschriften und in  Personentands-
urkunden  werden beide Randvermerke nicht aufgenommen. 

§3 
Die Amtshandlungen auf Grund dieser Verordnung sind 

gebrenfrei. 	 § 4 
Der Minister des Innern erläßt die zur Ausführung dieser 

Verordnung erforderlichen'Verwaltungsvorsehriften. 
§5 

. Diese Verordnung tritt am 1. F,ebruar 1948 in Kraft. 
Wiesbaden, den 5. Februar 1948. 

Der Hessische Ministerpräsident 
Stock. 

Hessische  Durchführungsverordnung  
vom 8. Dezember 1947 • 

zum Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und 
Militarismus vom 5. Marz 1946 über Verfahrensfragen 

Auf Grund des Artikels 66 des Gesetzes zur Befreiung von 
Nationalsozialismus und Militarismus wird verordnet: 

§1 
(1) Die Frist, innerhalb welcher gemäß Artikel 33 Abs, 4 

Satz 2 des Gesetzes die Durchführung einer mündlichen Ver-
handlung beantragt werden kann, beträgt 2 Wochen  ít Zu-
stellung der Klageschrift. 

(2) Wird gegen einen Einstellungsbeschluß des öffentlichen 
Klägers gemäß Artikel 33 Abs. 7 des Gesetzes die Entschei-. 
dung der Kammer angerufen, so beschließt diese die Er-
hebung der öffentlichen Klage, wenn eine Aufhebung des 
EinStellungsbeschlusses geboten erscheint und die Kammer 
rechtzeitig angerufen worden ist. Der öffentliche Kläger hat - 
diesen Beschluß durchzuführen. • 

(3) Erscheint die erfolgte Einstellung als offensichtlich be-
gründet, Gder ist die Kammer verspätet angerufen worden, 

'so  bestätigt sie durch einfachen Beschluß die Einstellung. Der 
Beschluß ist dem Antragsteller und dem Betroffenen zuzu-
stellen. Er unterliegt keinem Rechtsmittel.• 

§2 
(1) Wird eine Berufung verspätet oder ohne schriftliche 

Begründung eingelegt, so wird sie ,durch die Berufungskam-
mer als unzulässig verworfen. 

(2) Gegen die Versäumung der Berufungsfrist kann Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand beantragt werden, wenn der 
Antragstellêr durch Naturereignisse oder andere unabwer-
barern Zufälle an der Einhaltung der Frist verhindert worden 
ist. Das Gesuch mull binnen einer Woche nach Beseitigung 
des Hindernisses bei der B•erufungskammer unter Angabe 
und Glaubhaftmachung der Hindernisgründe angebracht wer-
den, zugleich ist die Einlegung der Berufung nachzuholen. 
Gegen die Entscheidung der Berufungskammer über dieses 
Gesuch ist kein Rechtsrnittel zulässig. 

§.3 
• Die Spruch- and Berufungskammer hat in dem -erkennen-
den Tell des erlassenen Spruches sogleich den Streitwert fest-
zusetzen-Ist  die Streitwertfestsetzurfg unterblieben, so wird 
sie durch Beschluß der Kammer nachgeholt. 

§4  
Die Verordnung tritt mit ihrer Verktindung in Kraft. 
Wiesbaden, den 8. Dezember 1947 	 • 

Der Hessische Minister für politische Bpfreiung 
' Binder 

Verordnung 
vom 24. Dezember 1947 	. 

zur Xnderung der Verordnung vom 14. April 1947 über  Be- 
schlagnahme von Gebäuden, Itäumen und Gegenständen-zair 

Durchführung des Befreiungsgesetzes vom 5. März 1946 • 
Auf Grund 'clef Anweistmg des • Direktors der  Landes-Mili-

tärregierung für Hessen vom (L- April f947 an den Minister-
präsidenten una auf Grund der mir hierauf durch Erlaß des 
Ministerpräsidenten vom 12. April 1947 erteilten Vollmacht 
ordne ich  an: - 

In der Verordnung lamn 14.April 1947 über Beschlagnahme von 
Gebäuden, Räurnen und Gegenständen zur Durchführung des 

Befreiungsgesetzes vom 5. März 1946 (GVB1. 1947, S. 18) wird 
Abs. 5 der Ziff. 1 aufgehoben und durch folgenden Abs. ersetzt: 

„Die Beschlagnahme hat die Rechtswirkung des § 22 Ab-
satz 2 und 3 des Leistungspflichtgesetzes in der Fassung vom 
31. • Juli 1947 (GVBI. 1947, Seite 58). Die  Ansprüche  des 
Leistungspflichtigen regeln sich nach §§ 14 bis 17 und 23 bis 
25, das Rechtsmittel nach §_.1.8 des Le.istungspflichtgesetzes in 
der Fassung vom 31. Juli 1947.4  

Wiesbaden, den 24. Dezember 1947 
Der Hessische Minister für politische Befreiung 

Binder 

Zweite Verordnung 
vent 16. Januar 1942 

zur Durchführung des Gesetzes Nr. 57 der amerikanischen 
Militärregierung ven Deutschland vom 6. Mal 1917 	t betr. -  Verwalter für bestimmte sunken 

Auf Grund des Artikel V des Militärregierungsgesetzes 
Nr. 57 in Verbindung mit der ersten Verordnung zur Durch-
führung dieses Gesetzes wird verordnet: 

§1 
(1) Der nach Gesetz Nr. 57 der amerikanischen Militär-

regierung bestellte Verwalter nimmt lin Rahmen dieses Ge-
setzes für den Bereich der Niederlassungen der von ihm verwal-
teten Bank im Lande Hessen did dem Vorstand und dem Auf-
sichtsrat nach Gesetz und Satzung zustehenden Rechte wahr. 

(2) Die Wahrnehmung der Rechte des Aufsichtsrates - mit 
Ausnahme der Befugnisse nach § 95 Abs. 5 Satz 2 des Ak-
tiengesetzes -, kann jedoch der Finanzminister für die Gel-
tungsdauer der Verwaltung nach Gesetz  Nr. 57 für jede der 
Banken im Lande Hessen einem Beirat übertragen. Diesem 
Beirat gehören für jede Bank der nach Gesetz Nr. 57 be-
stellte Verwalter sowie zwei oder vier Vertreter aus den 
Kreisen der mit der Bank verbundenen Wirtschaft an, die 
nach Anhörung der Landeszentralbank vom Finanzminister 
berufen werden. Der Finanzminister kann die Beiratsmitglie-
der mit Ausnahme des Verwalters jederzeit abberufen. 

(3) Auf den Verwalter finden die Vorschriften des § 73, 
auf den Beirat die Vorschriften des § 91 des Aktiengesetzes 
entsprechende Anwendung. Die Bestimmungen des § 100 
des Aktiengesetzes sind für die Dauer der Verwalterbestel-

' lung nicht anzuwenden. 	§ 2 
Mir die Eintragungen in das Handelsregister, die auf Grund 

von Anträgen des Verwalters vorgenommen werden, findet 
§ M des Aktiengesetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß 
als Gericht des Sitzes des Unternehmens das Amtsgericht 
Frankfurt am Main gilt. § 3 

§ 3 der ersten- Durchführungsverordnung zum Militär-
regierungsgesetz Nr, 57 wird aufgehoben. 

§4 
Diese Verordnung tritt mit dean Tage der Verkündung 

in Kraft. 
Wiesbaden, den 16. Januar 1948 

Der Ministerpräsident des Landes Hessen 
-Stock 

Gesetz 
über de Festlegung des Termins für die Neuwahl der 
Gemeinde- und KreisvertretUngen im Lande Hessen 

vom 27. Januar 1948 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hier-

mit verkündet wird: 	§ 1 
Die Vertretungen in den Gemeinden und Kreisen werden auf 

Grundeines besonderen Gesetzes am 25. April 1948 neu gewählt 
§2 

(1) Die derzeitigen Vertretungen der kreisangehörigen Ge-
meinden und der Landkreise bleiben bis zur Einführung der 
neu gewählten Vertretungen in Tätigkeit. 

(2) Die Tätigkeit der Vertretungen der kreisfreien Städte 
endet mit der Einführung der neu gewählten Veftretungen. 

§3 
Dem Gesetz entgegenstehende Vorschriften finden keine 

Anwendung. 
Die verfässungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 

gewahrt. 
• Wiesbaden, den 27. Januar 1948 

Hessisches Staatsministerium 
Der Ministerpräsident: 	 Der Minister des Innern: 

Stock 	 Zinnkanu 
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